
 Mediendienst
 

Stuttgart, 6. Oktober 2021

FDP-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg
Haus des Landtags, Konrad-Adenauer-Str. 3, 70173 Stuttgart
Dr. Jan-Havlik, Pressesprecher, Tel: 0711 2063 9013, Fax 0711 2063 610
jan.havlik@fdp.landtag-bw.de; www.fdp-dvp.de

Kern: Wahrnehmungsdefizit gegenüber den Belangen der Studierenden
endlich beiseite räumen

Folgen der Coronakrise dürfen nicht auf den Schultern von Studierenden und
Nachwuchswissenschaftlern ausgetragen werden.

Zur ersten Lesung des Gesetzesentwurfs zur Änderung des Hochschulrechts bei den Prüfungsfristen und
Befristungsregeln sagte der hochschulpolitische Sprecher der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Timm
Kern:

„Die Folgen der Coronakrise dürfen nicht auf den Schultern von Studierenden und
Nachwuchswissenschaftlern ausgetragen werden –darin dürfte Einigkeit im Landtag bestehen. Es mutet
aber befremdlich an, dass der vorgesehene Nachteilsausgleich nicht vom Wissenschaftsministerium
vorgelegt wurde, obwohl man dort die Studienverläufe im Blick behalten sollte.

Ein umsichtiges und reflektiertes Regierungshandeln hätte es erfordert, bereits im März dieses Jahres,
als die Studierenden in das dritte Online-Semester geschickt wurden, die notwendige Ausweitung des
Nachteilsausgleiches in Gesetzesform zu gießen. Dann müsste man sich nun auch nicht mit einer
Rückwirkung des Gesetzes für die Studierenden des zurückliegenden Sommersemesters behelfen. Die
pauschale Einbeziehung des beginnenden Wintersemesters im Präsenzbetrieb hingegen befremdet, da
dies impliziert, dass auch in den kommenden Monaten kein regulärer Vorlesungsbetrieb mit
entsprechenden Prüfungsangeboten möglich sein wird.

Es wird Zeit, dass Wissenschaftsministerin Theresia Bauer endlich verlässliche und praktikable
Regelungen für den Hochschulbetrieb auflegt, anstatt sich in Widersprüchen zu verzetteln. Denn bereits
zu Beginn der Pandemie im März 2020 hatte die FDP/DVP-Fraktion drohende Verzögerungen im
Hochschulbetrieb und bei Prüfungsleistungen aufgrund der Corona-Pandemie abgefragt. Erst im Mai
2021 räumte der Ministerpräsident auf dem ‚Studigipfel‘ ein, dass es ein Wahrnehmungsdefizit gegeben
habe und man die Belange der jungen Menschen vergessen habe. Es ist nun höchste Zeit, dieses
Wahrnehmungsdefizit endlich beiseite zu räumen.“


